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SPRUCH 

Ein Kluger bemerkt alles. Ein Dummer macht über alles 

eine Bemerkung. 

Heinrich Heine; 1797 - 1856, deutscher Dichter und Publizist  

 

Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  
  

 
 

Einsichtnahme des Arbeitgebers in den 
Dienstrechner 

 
In einem vom Bundesarbeitsgericht (BAG) am 31.1.2019 ent-
schiedenen Fall wurde ein Angestellter verdächtigt, wichtige 
Unternehmensgeheimnisse an Dritte weitergegeben zu haben. 
Aufgrund dieses Verdachts wurde sein Dienstlaptop von der in-
ternen Revision untersucht. Bei dieser Untersuchung stellte 
man - rein zufällig - fest, dass er anscheinend eine ihm zur 
Verfügung gestellte Tankkarte nicht nur für die Betankung sei-
nes Dienstwagens nutzte, sondern auch zum Tanken anderer 
Fahrzeuge zulasten des Arbeitgebers verwendete. 
 
Die BAG-Richter kamen zu der Entscheidung, dass ein Arbeit-
geber die dienstlichen Rechner seiner Mitarbeiter durchsuchen 
darf, wenn er feststellen will, ob sie ihren arbeitnehmerischen 
Pflichten nachkommen. Vor dem Hintergrund des Datenschut-
zes ist die Durchsuchung des Rechners erlaubt, solange keine 
privaten Dateien dabei sind. Der Arbeitgeber kann auch eine 
Verdachtskündigung aussprechen, wenn er bei der Durchsu-
chung zufällig auf sachliche Anhaltspunkte stößt, die eine 
schwere Pflichtverletzung des Arbeitnehmers nahelegen.  
 

 
 

  



In dem o. g. Fall lag der Verdacht eines Tankbetrugs vor, was 
eine schwere Pflichtverletzung darstellt. Die Vertrauenswürdig-
keit des Arbeitnehmers war damit zerstört und eine Fortset-
zung des Arbeitsverhältnisses für den Arbeitgeber unzumutbar. 
 
Erlaubt der Arbeitgeber seinen Mitarbeitern eigene Geräte für 
ihre Arbeit zu nutzen ("Bring your own device"), bedarf es ei-
ner klaren Regelung, welchen Zugriff der Arbeitgeber darauf 
nehmen bzw. nicht nehmen darf. 
 

 
 
Familienrecht/Erbrecht 
 
Begriff "Abkömmlinge" im Testament 
  
Wenn Ehegatten ein gemeinsames Testament verfassen, be-
denken sie sich i. d. R. zunächst einmal gegenseitig. Nach dem 
Tod des Letztversterbenden sollen dann häufig die Kinder er-
ben, manchmal auch die Enkel - oder eine ganz andere Person 
oder Einrichtung.  
 
Dies alles kann man in einem Testament festlegen. Tut man es 
nicht, so gilt die gesetzliche Erbfolge, also die Rechtslage nach 
dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB). Wenn man aber ein Tes-
tament verfasst, sollte es eindeutig sein. Denn nach der Pra-
xiserfahrung gibt es mit der Auslegung von Testamenten im-
mer wieder Schwierigkeiten. So z. B. bei dem häufig gebrauch-
ten Begriff "Abkömmlinge". 
 
In einem vom Oberlandesgericht Oldenburg am 11.9.2019 ent-
schiedenen Fall hatten sich die Eheleute in einem notariellen 
Testament gegenseitig zu Alleinerben eingesetzt. Erben des 
Letztversterbenden sollten "unsere gemeinschaftlichen Ab-
kömmlinge zu gleichen Anteilen" sein. Der Überlebende sollte 
allerdings auch die Erbfolge "unter den gemeinschaftlichen Ab-
kömmlingen abändern" können. Tatsächlich setzte die ihren 
Ehemann überlebende Ehefrau in einem zweiten Testament 
ihre eine Tochter und deren Sohn zu ihren Erben ein. Die an-
dere Tochter hielt dies für nicht möglich. Denn die Eheleute 
hätten verfügt, nur die "gemeinschaftlichen Abkömmlinge" 
könnten als Erben eingesetzt werden. Unter "gemeinschaftliche 
Abkömmlinge" seien aber nur die gemeinsamen Kinder zu ver-
stehen. Eine Erbeinsetzung des Enkelsohns sei daher nicht 
möglich und unwirksam. Erben seien - nach dem ersten, ge-
meinsamen Testament - daher weiterhin alle Kinder der Ehe-
leute. 



 
Das Wort "Abkömmlinge" ist nicht allein auf Kinder beschränkt. 
"Abkömmlinge" heißt auch Enkel, Urenkel usw. Wären nur die 
Kinder gemeint gewesen, hätten die Eheleute auch den Begriff 
"Kinder" gewählt. Es ist auch plausibel, dass die Eheleute alle 
ihre zum Zeitpunkt des Erbfalls lebenden Abkömmlinge - ob 
Kinder, Enkel oder Urenkel - gleichbehandeln wollten. Die Erb-
einsetzung des Sohnes bzw. Enkels war somit gültig. 
 
 

Sonstiges 
 
Unfall in der Waschstraße 
 
Ein Kraftfahrzeug, das ohne eigene Motorkraft auf dem Förder-
band durch eine automatische Waschanlage gezogen wird, be-
findet sich nicht "in Betrieb", da bei diesem Vorgang weder die 
Fortbewegungs- noch die Transportfunktion des Fahrzeugs 
zum Tragen kommt. Ereignet sich während des automatisierten 
Wasch- und Transportvorgangs ein Unfall, haftet der Halter des 
Kraftfahrzeugs daher nicht aus dem Gesichtspunkt der Be-
triebsgefahr des Fahrzeugs. Das entschieden die Richter des 
Oberlandesgerichts Rheinland-Pfalz. 
 
Im konkreten Fall befanden sich zwei Fahrzeuge mit Fahrer 
hintereinander in einer Waschstraße. Die Fahrzeuge wurden 
bei ausgeschaltetem Motor mit Hilfe von Rollen durch die 
Waschstraße gezogen. Eine der Rollen zog kurz vor dem Ende 
der Waschstraße unter dem Hinterrad des ersten Pkw durch, 
woraufhin das Fahrzeug nicht mehr vorwärts gezogen wurde. 
Hierauf bremste der Fahrer des zweiten Fahrzeugs, das zu die-
sem Zeitpunkt unter der Gebläsetrocknung stand, bis zum Still-
stand ab. Durch das Bremsen wollte er eine Kollision vermei-
den. Allerdings hatte sich infolge des Bremsvorgangs die Ge-
bläsetrocknung der Waschstraße auf das Heck seines Fahr-
zeugs gedrückt und dieses beschädigt. 
 
Nun verlangte er unter anderem die veranschlagten Reparatur-
kosten in Höhe von ca. 4.500 € netto als Schadensersatz vom 
Halter des ersten Fahrzeugs. Die Richter kamen jedoch zu dem 
Urteil, dass hier kein Schadensanspruch entstanden ist, da sich 
das erste Auto nicht "in Betrieb" befand, sondern vollständig 
abhängig von den automatisierten Transportvorgängen inner-
halb der Waschstraße war. 
 


